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Sehr geehrter Herr Kalinka, 
sehr geehrter Herr Wagner, 

der Vorstand der PKSH bedankt sich für die Möglichkeit, zum Entwurf des 
PsychHG Stellung nehmen zu können. Generell begrüßt die Kammer, 
dass durch die Gesetzesnovelle die Rechte hilfebedürftige Menschen mit 
psychischen Störungen gestärkt werden. Die PKSH sieht im Einzelnen 
noch folgenden Änderungsbedarf: 

In § 1 Abs. 2 werden psychische Störungen definiert als „solche, die nach 
medizinischer Einschätzung behandlungsbedürftig sind, unabhängig von 
ihrer Ursache“. Diese Definition betrachten wir als problematisch. Eine 
psychische Störung lässt sich nicht allein im Hinblick auf eine medizini-
sche, somit somatische oder medikamentöse Behandlungsbedürftigkeit 
betrachten, sondern muss ebenfalls nach psychologischen bzw. psycho-
therapeutischen Kriterien als behandlungsbedürftig betrachtet werden. 
Dies sollte in der Definition berücksichtigt werden. 

Wir schlagen daher vor, § 1 Abs. 2 wie folgt zu ändern: 

„(2) Psychische Störungen im Sinne dieses Gesetzes sind nur sol-
che, die nach medizinischer oder psycholo-
gisch/psychotherapeutischer Einschätzung behandlungsbedürftig 
sind, unabhängig von ihrer Ursache.“
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In § 2 Abs. 4 (6) sollte das Wort „ärztliche“ gestrichen werden. Eine psychiatrische 
Beurteilung kann nicht nur von Medizinern bzw. Ärzten erbracht wer-den, sondern 
auch von Psychotherapeuten. Psychotherapeuten beschäftigen sich in ihrer Ausbil-
dung explizit mit den Erscheinungsformen aller psychischen Erkrankungen, wozu 
auch die Diagnostik psychiatrischer Krankheitsbilder gehört. Psychologische Psycho-
therapeuten müssen zudem im Rahmen ihrer Ausbildung zur Erlangung ihrer Appro-
bation mindestens ein Jahr Psychiatrie-Erfahrung vorweisen. Somit können nicht nur 
Ärzte, sondern auch Psychotherapeuten eine psychiatrische Beurteilung im Rahmen 
ihrer Tätigkeit im Sozialpsychiatrischen Dienst vornehmen.  

§ 2 Abs. 4 Nr. 6 sollte somit wie folgt geändert werden: 

„6. die psychiatrische Beurteilung.“  

 
 
§ 8 Abs. 2: Hier wird geregelt, dass dem Unterbringungsantrag ein Gutachten „einer 
in der Psychiatrie erfahrenen Ärztin oder eines in der Psychiatrie erfahrenen Arztes“ 
beizufügen ist. In dieser Regelung werden Psychologische Psychotherapeuten nicht 
erwähnt, obwohl diese in der Regel bereits in ihrer Ausbildung fundiertes Wissen und 
Erfahrungen im Bereich der Psychiatrie erworben haben und generell ein hoch quali-
fiziertes Fachwissen über psychische Störungen besitzen (s.o.). Außerdem wird in 
der Landesverordnung zum Psychisch-Kranken-Gesetz (PsychKGVO) in der Fas-
sung vom 12. November 2009 in § 3 Abs. 1 geregelt, „Das Unterbringungsgutachten 
darf abgeben, wer nach § 1 Nr. 1 befähigt ist, den Sozialpsychiatrischen Dienst zu 
leiten“. 
 
Wir regen daher an, § 8 Abs. 2 wie folgt zu ändern: 
 

„Dem Antrag ist ein Gutachten einer in der Psychiatrie erfahrenen Ärztin oder 
Psychologischen Psychotherapeutin oder eines in der Psychiatrie erfahrenen 
Arztes oder Psychologischen Psychotherapeuten beizufügen, in dem die Erfül-
lung der Voraussetzungen für die Unterbringung durch entsprechende Tatsa-
chenfeststellungen bescheinigt wird. Das Gutachten soll möglichst nicht von 
der behandelnden Ärztin oder Psychologischen Psychotherapeutin oder dem 
behandelnden Arzt oder Psychologischen Psychotherapeuten erstellt werden.“ 

 
 
§ 14 Abs. 4: In diesem Absatz wird geregelt, dass die Behandlung einer psychischen 
Störung von einer Ärztin oder einem Arzt angeordnet oder selbst durchgeführt wer-
den und ärztlich überwacht und dokumentiert werden muss. Ein solcher Arztvorbe-
halt für die (stationäre) Behandlung einer psychischen Störung erscheint schon des-
halb nicht erforderlich, weil Psychologische Psychotherapeuten häufig Leitungsfunk-
tionen in entsprechenden Einrichtungen wahrnehmen, die für die Behandlung psy-
chisch gestörte Menschen zuständig sind, und federführend den Behandlungsplan 
und dessen Durchführung gestalten und überwachen. 
  



 

Wir schlagen somit vor, § 14 Abs. 4 wie folgt zu ändern: 
 

„Die Behandlung muss von einer Ärztin oder Psychologischen Psychothera-
peutin oder einem Arzt oder Psychologischen Psychotherapeuten angeordnet 
oder selbst durchgeführt werden. Sie muss überwacht und dokumentiert wer-
den.“ 

 
 
§ 26 Abs. 3 regelt die Zusammensetzung der Besuchskommission. Hier schlagen wir 
vor, dass die Besuchskommission um eine Person aus der Profession der Psycholo-
gischen Psychotherapeuten erweitert wird, da Psychotherapeuten die Aus- und 
Wechselwirkungen zwischen Unterbringung und psychischer Störung einschätzen 
und damit vorgebrachte Anregungen und Beschwerden der Untergebrachten ange-
messen beurteilen können. Die Besuchskommission sollte somit aus mindestens fünf 
Personen bestehen. 
 
Dazu sollte bei der Aufzählung der Mitglieder folgendes ergänzt werden: 
 

„2. eine Psychologische Psychotherapeutin oder ein Psychologischer Psycho-
therapeut des Kreises oder der kreisfreien Stadt,“. 

 
Alle weiteren Aufzählungspunkte verschieben sich somit jeweils um einen Zähler 
nach hinten. 
 
§ 37 Abs. 1 regelt, dass die Auskunft über die nach diesem Gesetz gespeicherten 
Daten nur durch eine Ärztin oder einen Arzt erteilt werden kann. Hier würden wir es 
begrüßen, wenn das Auskunftsrecht auch von einer Psychologischen Psychothera-
peutin oder einem Psychologischen Psychotherapeuten wahrgenommen werden 
kann. Dieser Passus wäre an geeigneter Stelle entsprechend zu ergänzen. 
 
In § 38 Abs. 1 (9) sollte von der „Beendigung der Unterbringung“ gesprochen wer-
den. Dies entspricht der Begrifflichkeit, wie sie in der Überschrift zu § 25 verwendet 
wird. 
 
Wir würden uns freuen, wenn unsere Änderungsvorschläge in dem Gesetzentwurf 
zum PsychHG Berücksichtigung finden würden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Dr. Oswald Rogner 
Präsident 




